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categories such as global markets, allows us to capture
places and how different types of places are located on
different types of specialized circuits. Global cities, for
example, are places where multiple of these global circuits
intersect and thereby position these cities strategically
and deeply reshape them.

A second of these instances, partly connected to the first,
is the role of the new interactive technologies in reposi-
tioning the local, thereby inviting us to a critical examination
of our understanding of the local. Through these new
technologies a financial services firm becomes a micro-
environment with continuous global span. But it is not
only these types of organizations that do so: also a
resource-poor organization or household can become a
microenvironment with global span. These microenviron-
ments can be oriented to other such microenvironments
located far away, thereby destabilizing the notion of context
which is often imbricated in that of the local and the notion
that physical proximity is one of the attributes or markers
of the local. Further, through these interactive technologies,
especially as implemented in the Internet, we can see the
possibility of a new type of politics of places located on
global networks. This is a form of global politics that runs
not through global institutions but through local ones.

A third instance concerns what consequences for natio-
nal state institutions and agendas result from the partial
embeddedness of the global in the national described in
the first two instances above. One interpretation of the
outcome is the partial denationalization of what has been
constructed over the last century or more as the territory
and institutional domain of the nation-state (Sassen 2003).
Understanding these dynamics of partial and specialized
denationalization requires detailed knowledge of the
particular national settings within which they occurr.

In all of these three cases, much of the knowledge produced
by area studies is enormously important. I think the

globalization scholarship cannot only focus on the newly
developed global scale processes I referred to above. It
needs deep understanding of the rich and varied contexts
within which global processes take place.
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Deutsche Gesellschaft für Osteuropakunde
Osteuropaforschung in Deutschland – neue Tendenzen

Von Heike Dörrenbächer, Berlin

In eigener Sache
Die Deutsche Gesellschaft für Osteuropakunde (DGO) ist
mit über 850 Mitgliedern das größte Netzwerk von
OsteuropaforscherInnen und -interessierten in Deutsch-
land. Die DGO wurde 1913 von Prof. Dr. Otto Hoetzsch
gegründet, um die Erforschung der Entwicklungen Oste-
uropas zu intensivieren und die deutsche Öffentlichkeit
und Politik sachgerechter über die Prozesse in diesen Län-
dern zu informieren. Die DGO hat die Rechtsform eines
eingetragenen Vereins. Die 850 Mitglieder sind in erster

Linie Hochschuldozenten, aber auch Multiplikatoren un-
terschiedlichster Berufe aus Politik, Wirtschaft und Ge-
sellschaft. Die DGO versteht sich als ein Forum für den
Dialog zwischen Ost und West. Sie veranstaltet Tagungen
und Konferenzen zu osteuroparelevanten Themen und hat
die Aufgabe, Politik und Öffentlichkeit über aktuelle Ent-
wicklungen in Osteuropa zu informieren. In der Gesellschaft
sind acht Fachgruppen (Geographie, Geschichte, Pädago-
gik, Politik, Recht, Religion, Slavistik und Wirtschaft) ver-
eint, so dass ein fächerübergreifender Dialog gefördert wird.
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Dieser ist auch Bestandteil der Zeitschrift OSTEUROPA,
dem wichtigsten Publikationsorgan für osteuropäische
Fragen im deutschsprachigen Raum. Außerdem gibt die
DGO zwei weitere Zeitschriften heraus: OSTEUROPA-
RECHT und OSTEUROPA-WIRTSCHAFT. Die DGO hat
eine Geschäftsstelle in Berlin und verfügt über ein bun-
desweites Netz von 26 Zweigstellen. Ein wichtiger Bestand-
teil der Arbeit der DGO ist die Förderung des wissenschaft-
lichen Nachwuchs durch Tagungen, die in Zusammenar-
beit mit der Forschungsstelle Osteuropa an der Universi-
tät Bremen und dem Ost-West-Kolleg in Brühl organisiert
werden. Darüber hinaus ermutigt die DGO Nachwuchs-
autoren, in den drei Zeitschriften zu publizieren. (Für wei-
tere Informationen über Struktur, Aufgaben und Ziele der
Gesellschaft siehe auch: www.dgo-online.org.)

Neue Tendenzen in der Osteuropaforschung
Seit zwei Jahren erhält die Geschäftsstelle der Deutschen
Gesellschaft für Osteuropakunde e.V. (DGO) immer wieder
alarmierende Mitteilungen über finanzielle Kürzungen oder
Stellenstreichungen, ja sogar über drohende Schließungen
ganzer Institute. Eine der wichtigsten Institutionen der
Osteuropaforschung, das „Bundesinstitut für ostwissen-
schaftliche und internationale Studien“ (BIOst) in Köln ist
aufgelöst worden. Von den ehemals 70 Beschäftigten (Wis-
senschaftlern, Mitarbeitern in der Bibliothek, Verwaltung,
sonstiges Personal) ist die Mehrheit auf andere Bundes-
behörden verteilt worden. Das wissenschaftliche Perso-
nal wurde z.T. in das aus dem BIOst und der Stiftung Wis-
senschaft und Politik fusionierte neue Forschungsinstitut
für internationale Politik und Sicherheit überführt, das die
Beschäftigung mit Ost- und Südosteuropa aber systema-
tisch verringert hat. Das bedeutet eine immense Reduzie-
rung von Osteuropakompetenz im Forschungsbereich und
eine radikale Verschlechterung der Beschäftigungs-
möglichkeiten für Nachwuchsforscher mit einer Speziali-
sierung im Bereich Mittel- und Osteuropa. Auch an den
Universitäten ist die Stellensituation für Osteuropaexperten
nicht rosig. Lehrstühle mit einer Osteuropaausrichtung
werden oftmals nicht wiederbesetzt und umgewidmet. Das
bedeutet, dass die Chance des wissenschaftlichen Nach-
wuchses auf Stellen als Hochschulassistenten oder wis-
senschaftliche Mitarbeiter an den Universitäten geringer
geworden ist, von einem Eintritt in die Hochschullehrer-
laufbahn ganz zu schweigen.

Seit der Wende 1989 hat sich die Vorstellung von einer
potentiellen militärischen Bedrohung aus dem Osten nach
und nach relativiert. Die Beziehungen zwischen Russland
und Deutschland bspw. haben schon im Kontext der deut-
schen Vereinigung ein hohes Niveau erreicht und haben
sich seit dem Amtsantritt Putins noch weiter verbessert,
nicht zuletzt durch Putins Deutschlandbesuch im
vergangenen September. Doch offenbar führt die Verbes-
serung der Beziehungen zu Russland nicht zu einer
Hochschulpolitik, die eine intensivere Beschäftigung mit
Russland oder Osteuropa anstrebt. Im Bereich der Politik-

wissenschaft gibt es nach einer Umfrage der DGO aus dem
Herbst 2000 lediglich 13 Lehrstühle bzw. Professuren mit
einem Schwerpunkt Osteuropa in Forschung und Lehre in
ganz Deutschland!1 Dabei ist bekannt, dass von diesen
zumindest ein Lehrstuhl nach Emeritierung seines Inha-
bers wegfallen wird, von einem weiteren ist bekannt, dass
die Stelle mit einem anderen Bereich zusammengelegt wer-
den wird und davon auszugehen ist, dass die Osteuropa-
orientierung ebenfalls entfällt.

Neue Themen in der Osteuropaforschung
Die Veränderung der politischen Verhältnisse seit 1989
wirkte sich auch auf die Inhalte der Osteuropaforschung
aus. So ermöglichte die Öffnung der Archive den Histori-
kern in den vergangenen Jahren neue Einblicke. Es erschie-
nen mentalitätsgeschichtliche Arbeiten, neue Quellen-
gattungen ermöglichten z.B. die Erforschung der Geschich-
te des Stalinismus im Alltag oder der sowjetischen
Nationalitätenpolitik. Teilweise sind jedoch Archive in
Osteuropa, insbesondere in Russland und in der Ukraine,
wieder geschlossen worden, so dass der anfänglichen
Euphorie der Forscher eine Reihe politischer und prakti-
scher Hindernisse entgegen steht2. Im Bereich der Politik-
wissenschaft gewann die Analyse von Politikfeldern, die
nicht originär Bestandteil der Osteuropaforschung waren,
zunehmend an Bedeutung. Ein Beispiel hierfür ist die Ener-
giewirtschaft, deren Bedeutung für internationale Vernet-
zung, aber auch für die Entwicklung in den Transfor-
mationsländern selbst immer deutlicher geworden ist. Neu
ist, dass neben politischen Analysen z.B. empirische Ar-
beiten über Energiewirtschaft im Spannungsfeld der Trans-
formation, über ihre Auswirkungen auf die Handlungsspiel-
räume gesellschaftlicher Eliten, die außenpolitischen und
internationalen Vernetzungen im europäischen und trans-
atlantischen Kontext etc. entstanden sind. Kultur als
Bestimmungsfaktor für Gesellschaft und Politik ist für die
Osteuropaforschung ebenfalls ein relativ neues Thema.
Es hat vor allem deshalb an Relevanz gewonnen, weil die-
ser Komplex möglicherweise Erklärungen bietet, warum
bestimmte Transformationsmodelle in einigen Ländern er-
folgreich waren, in anderen hingegen nicht. Die Interpre-
tation der Entwicklungen in Mittel- und Osteuropa im Zu-
sammenhang übergreifender Entwicklungen führt dazu,
dass die Bedeutung der „Mutterwissenschaft“ zunimmt.
Gefragt sind gute Qualifikationen als Politikwissen-
schaftlerIn, ÖkonomIn oder HistorikerIn, die zusätzlich über
sehr gute Sprachkenntnisse verfügen und sich mit Hilfe
der wis senschaftlichen Methoden der Mutterdisziplin den
Problemen osteuropäischer Entwicklungen annähern. So
muss ein Wirtschaftswissenschaftler in erster Linie etwas
von Konjunktur, Arbeitsmärkten etc. verstehen und diese
Kenntnisse dann auch auf Polen, Russland und Kasach-
stan anwenden können. Regionalspezialisten sind zwei-
fellos gefragt, aber nur, wenn sie eine solide Fachausbil-
dung vorweisen können, die mit Sprach- und Länder-
kenntnissen verbunden ist.
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Berufsperspektiven
Dies führt zu der Frage, welche Berufsperspektiven eröff-
net die Beschäftigung mit Osteuropa? Wenn es gelingt,
sehr gute Berufsqualifikationen in einem Fach mit Sprach-
kenntnissen, Auslands- und Praktikumserfahrung während
des Studiums zu verknüpfen, sind diese sehr gut. Genau
wie in vielen anderen Bereichen gilt es, eine breite Allge-
meinbildung im Grundstudium und keine zu alltägliche
Spezialisierung im Hauptstudium zu erwerben, die gegen-
über der normalen Ausbildung absticht. Vor allzu engen
orchideenhaften Spezialisierungen sei gewarnt, diese kann
man sich auch noch später mit einer Dissertation erwerben.

Ein klares Berufsbild gibt es kaum. Dies hat jedoch auch
viele Vorteile. Osteuropaexperten finden sich entgegen
schlimmen Vorurteilen keineswegs vorrangig als Taxifah-
rer, sondern vielfach als Pressesprecher, Mitarbeiter von
Bundestagsabgeordneten und in Stiftungen, als selbstän-
dige Unternehmensberater u.v.m. wieder. Phantasie und

Flexibilität sind gefragt. Die Berufsperspektiven sind je-
doch dank der zusätzlichen Fähigkeiten, z.B. in Form von
Sprachkenntnissen, besser als die von Sozialwissen-
schaftlern ohne spezifische Zusatzqualifikationen.

Heike Dörrenbächer ist Geschäftsführerin der Deutschen
Gesellschaft für Osteuropakunde e.V.

1 Auf diese Zahl kommt man nur, wenn man Lehrstühle für
Internationale Beziehungen mitzählt, es handelt sich nicht
etwa um Professuren für Osteuropastudien! (Berlin – Segbers,
Essen – Haberl, Frankfurt/Main –Tatur, Frankfurt/Oder –
Minkenberg, Hamburg – Pradetto, Halle – Rode, Heidelberg –
Merkel, Jena – Hubel, Leipzig – Huber, Mannheim – Jahn,
München – Mommsen, Tübingen – Meyer, Trier –Thaa).

2 Lindner, R./Creuzberger, S. Selektion der Vergangenheit.
Archive und Archivpolitik im postsowjetischen Russland
(Arbeitstitel/Buch in Vorbereitung. Voraussichtliches Erschei-
nungsjahr 2002).

Systemwechsel – als Forschungsthema noch aktuell?

Der Wechsel autoritärer und „totalitärer“ politischer Sys-
teme zu pluralistischen Demokratien war im ausgehenden
zwanzigsten Jahrhundert zu einem der beherrschenden
Probleme auf der politischen Agenda zahlreicher Länder in
Osteuropa, Lateinamerika, Asien und Afrika avanciert. Seit
dem Beginn der dritten Demokratisierungswelle in Süd-
europa (1974ff.) bis zum Jahre 2001 hat sich die Zahl der
Demokratien vervierfacht. Kurz nach dem Ende des Ersten
Weltkrieges, am Beginn des „kurzen“ 20. Jahrhunderts
(Hobsbawm) erfüllten mit der Einführung allgemeiner und
freier Wahlen knapp 30 Länder das institutionelle Mini-
mum der Demokratie. Anfang der 70er Jahre waren es schon
knapp 40 Staaten. Die Zahl der Demokratien stieg dann
gleichsam explosionsartig bis zum Jahre 2001 auf 120 oder
62% aller unabhängigen Staaten der Erde. Die meisten de-
mokratischen Zugewinne waren im Zeitraum zwischen 1990
und 1996 zu verzeichnen. Allein während dieser Periode
stieg die Zahl der Demo kratien um mehr als die Hälfte,
wobei die meisten Transformationen im ehemals sowje-
tisch beherrschten Raum sowie in den Entwicklungslän-
dern in Asien und Afrika stattfanden.

Bereits dieser kursorische Blick auf die Bilanz eines Jahr-
hunderts der Systemwechsel zeigt, dass dieses For-
schungsthema nichts von seiner Aktualität eingebüßt hat.
Vielmehr hat der Forschungsgegenstand in der gerade
abgelaufenen Dekade noch an Bedeutung gewonnen. Dies
gilt freilich nur, wenn unter Systemwechsel ein Prozess
verstanden wird, der sowohl die Auflösung alter und den
anschließenden Aufbau neuer Herrschaftsstrukturen um-
fasst als auch die Institutionalisierung substantiell neuer

Von Aurel Croissant, Heidelberg

Kriterien zur Regelung des Zugangs und des Verlustes
von politischen Herrschaftspositionen. Gerade die Insti-
tutionalisierung demokratischer Verfahren, d.h. der Pro-
zess, mittels dessen ein spezifisches Set politischer Ver-
fahren und Regeln die Fähigkeit ausbildet, autoritativ und
effektiv das politische Verhalten von Akteuren zu leiten,
diesen Erwartungssicherheit zu bieten und somit Geltungs-
kraft zu entwickeln, ist nicht mit der Einführung einer Ver-
fassung oder der Durchführung von demokratischen Wah-
len bereits abgeschlossen.

Zahlreiche empirische Beiträge der Systemwechselfor-
schung haben in den letzten Jahren gezeigt, dass der
Systemwechsel mit der Demokratisierung keineswegs er-
ledigt ist. Vielmehr ist der Weg zur institutionalisierten und
konsolidierten Demokratie häufig problembeladen und
langwierig, und der Zielpunkt ist oftmals unsicher. Noch
vor der Ökonomie und der Soziologie ist es vor allem die
Politikwissenschaft und die politikwissenschaftliche
Regionalforschung, die sich herausgefordert fühlen müs-
sen, Verlauf und Ursachen der politischen Systemwechsel
zu erklären, die Konsolidierungschancen der jungen De-
mokratien herauszuarbeiten und die spezifischen Proble-
me demokratischen Regierens in jungen Transformations-
systemen zu durchleuchten. Dies gilt unvermindert auch
zu Beginn des 21. Jahrhunderts.

Gleichwohl wissen wir, dass empirische Forschungstrends
und Theorieentwicklungen gleichermassen wissenschaft-
lichen Konjunkturzyklen folgen. Dies gilt nicht zuletzt für
die politikwissenschaftliche Systemwechselforschung.
Während das Forschungsinteresse der „Transitologen“




